
 

VERWALTUNGSGERICHT POTSDAM 

BESCHLUSS 

VG 6 L 6/16.A 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

 

g e g e n  

 

wegen asylrechtlichen Eilantrags (Dublin-Verfahren; RF/Polen) 

hat die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts Potsdam 

am 3. Februar 2016 

durch 
den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Kirkes 
als Einzelrichter 

b e s c h l o s s e n :   
 

Die aufschiebende Wirkung der Klage VG 6 K 37/16.A wird ange-
ordnet. 
 
Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des gerichtskostenfreien 
Verfahrens. 

 

  

Gründe 

 

Der am 5. Januar 2016 angebrachte Antrag der Antragsteller,  

 

die aufschiebende Wirkung ihrer Klage VG 6 K 37/16.A gegen die Abschie-
bungsanordnung im Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
vom 17. Dezember 2015 anzuordnen,  
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ist innerhalb der einwöchigen Antragsfrist, die nach Zustellung des Bundesamtsbe-

scheides am 29. Dezember 2015 zu laufen begonnen hatte, fristgerecht angebracht 

worden, statthaft und in der Sache erfolgreich. 

 

Die Abschiebungsanordnung im Bescheid des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge (Bundesamt) vom 17. Dezember 2015 begegnet im Zeitpunkt der gericht-

lichen Entscheidung (§ 77 Abs. 1 Satz 1 2. Hs. AsylG) nicht ausgeräumten Recht-

mäßigkeitszweifeln. Das Interesse der Antragsteller am vorläufigen Verbleib im Bun-

desgebiet überwiegt daher einstweilen das in § 34a AsylG zum Ausdruck gebrachte 

öffentliche Vollzugsinteresse an der nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 75 

Abs. 1 AsylG sofort vollziehbaren Abschiebungsanordnung. 

 

Die Abschiebungsanordnung des Bundesamts kann derzeit nicht auf § 34a Abs. 1 

Satz 1 AsylG gestützt werden. Hiernach ordnet das Bundesamt, wenn ein Ausländer 

in einen für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat abgeschoben 

werden soll, die Abschiebung in diesen Staat an, sobald feststeht, dass sie durchge-

führt werden kann. Hier ist indes die Zuständigkeit Polens für die Durchführung der 

von den Antragstellern am 25. September 2015 in Deutschland gestellten Asylanträ-

ge unionsrechtlich nicht in dem Sinne geklärt, dass die Überstellung dorthin durchge-

führt werden könnte. 

 

Zwar belegen die zu Tage getretenen Indizien die Zuständigkeit Polens für die 

Durchführung der Asylverfahren aller Antragsteller, weil die Antragsteller ausweislich 

der belgischen Mitteilung vom 24. November 2015 im Jahr 2013 unter Inanspruch-

nahme öffentlicher Mittel in ihren Herkunftsstaat zurückgekehrt waren, nachdem sie - 

so die auf Belgien weisenden Eurodac-Treffer - 2011 bzw. (die 2013 in Belgien gebo-

rene Antragstellerin zu 5.) 2013 dort Asylanträge gestellt hatten, und weil sie schließ-

lich ausweislich der auf Polen weisenden Eurodac-Treffer am 13. August 2015 in Po-

len erneut Asylanträge gestellt hatten. Daher ist Polen gemäß Art. 13 Abs. 1 Dublin 

III-VO unzweifelhaft unionsrechtlich zuständig. Dem vermögen die Antragsteller die 

angebliche Ehe oder Lebenspartnerschaft der Antragstellerin zu 1. mit dem Antrag-

steller des deutschen Asylverfahrens 6144734-160, der angeblich Vater der Antrag-

steller zu 2. - 5. ist, mit Blick auf die vorrangige Zuständigkeitsbestimmung des Art. 
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10 Dublin III-VO nicht entgegen zu halten. Insoweit sind sie trotz gerichtlicher Auffor-

derung bis heute jede Glaubhaftmachung der familiären Beziehung schuldig geblie-

ben, die gemäß Art. 2 lit. g Dublin III-VO bereits im Herkunftsstaat bestanden haben 

muss und nicht lediglich - ggf. aus taktischen Erwägungen - behauptet werden kann, 

zumal unter den vom Bundesamt zutreffend dargelegten Umständen des vorliegen-

den Falls. Es gibt sonst keinen Anhaltspunkt, der gegen die Zuständigkeit Polens 

spräche. 

 

Indes hat Polen das auf den Eurodac-Treffer der Kategorie „1“ bezogene deutsche 

Wiederaufnahmegesuch vom 18. November 2015 am 2. Dezember 2015 mit der Be-

gründung abgelehnt, die Zuständigkeitsüberprüfung werde mit Blick auf den im Wie-

deraufnahmegesuch erwähnten Lebenspartner fortgesetzt, weshalb um zusätzliche 

Informationen gebeten werde. Zwar hat das Bundesamt hierauf mit einer Mail vom 7. 

Dezember 2015 seine Haltung in Bezug auf den Lebenspartner und zur hieraus re-

sultierenden Zuständigkeit Polens mitgeteilt. Es liegt aber keine weitere polnische 

Antwort über die bisherige Ablehnung des Wiederaufnahmegesuchs zu Tage. Damit 

fehlt es bisher an der nach Art. 5 Abs. 2 Satz 3 Dublin III-DVO (Verordnung [EG] Nr. 

1560/2003 vom 2. September 2003 i.d.F. der Durchführungsverordnung [EU] Nr. 

118/2014 vom 30. Januar 2014) in Remonstrationsfällen vorgesehenen Antwort. Je-

denfalls für Zwecke des vorläufigen Rechtsschutzverfahrens spricht in diesem Zu-

sammenhang vieles dafür, dass die im Remonstrationsverfahren vorgesehene Ant-

wort des ersuchten Mitgliedstaates nicht wie eine Antwort auf ein Wiederaufnahme- 

oder Aufnahmegesuch fingiert werden kann (vgl. Art. 22 Abs. 7 bzw. Art. 25  

Abs. 2 Dublin III-VO), weil Art. 5 Abs. 2 Satz 4 Dublin III-DVO auf die nationalen Prüf-

fristen verweist, die unberührt bleiben, und weil Art. 10 Dublin III-DVO ausdrücklich 

(nur) die (regelmäßigen) Fiktionsfristen, nicht aber auch die Fristen des Remonstrati-

onsverfahrens anspricht. Daher steht es derzeit (noch) nicht i.S.v. § 34a Abs. 1 Satz 

1 AsylG fest, dass die Überstellung der Antragsteller nach Polen durchgeführt wer-

den kann. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83b AsylG. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 
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Kirkes 

 


